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Die Europäische Kommission beschloss am 8. Februar 2007 gemäß Artikel 262 des EG-Vertrags, den 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen:

"Grünbuch: Die Überprüfung des gemeinschaftlichen Besitzstands im Verbraucher-

schutz"

KOM(2006) 744 endg.

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch nahm ihre 

Stellungnahme am 4. Juni 2007 an. Berichterstatter war Herr ADAMS.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 437. Plenartagung am 11./12. Juli 2007 (Sitzung vom 

12. Juli) mit 55 Ja-Stimmen bei 2 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme:

*

*          *

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1 Der EWSA nimmt das Grünbuch zur Kenntnis, bezweifelt aber, dass der dargelegte Ansatz zu 

einem hohen und einheitlichen Verbraucherschutzniveau überall in Europa führen kann. Die 

Gewährleistung eines solchen Schutzes durch einen vereinfachten, einheitlichen und ver-

stärkten gemeinschaftlichen Besitzstand im Verbraucherschutz wurde mehrfach in Stellung-

nahmen des EWSA zum Verbraucherschutz thematisiert, es gibt jedoch Anzeichen im Rah-

men dieses Überprüfungsprozesses, dass dieses Ziel schwer zu erreichen sein könnte. Die 

Überprüfung des gemeinschaftlichen Besitzstands ist somit eine praktische Übung im Rah-

men der Umsetzung der Initiative "bessere Rechtsetzung". Grundlage und Ziele dieser Übung 

müssen im Vorfeld unter Einbeziehung der betroffenen Kreise klar abgesteckt und einver-

nehmlich festgelegt werden.

1.2 Der überarbeitete gemeinschaftliche Besitzstand im Verbraucherschutz benötigt eine echte 

demokratische Legitimierung und eine klare rechtliche und konzeptuelle Grundlage.

1.3 Der EWSA würde insbesondere die Anwendung der Grundsätze des Besitzstandes auf das 

schnell wachsende und kaum regulierte digitale Umfeld begrüßen.

1.4 Der EWSA sieht Verbraucherschutzpolitik nicht nur als Bestandteil der Binnenmarktstrategie 

der EU, sondern auch als ein wichtiges und bekräftigendes Element der Bürgerschaft an. Er 

unterstützt die Umsetzung der Grundsätze für bessere Rechtsetzung bei Verbraucherschutz-

vorschriften. Alle Vorschläge für harmonisierte Bestimmungen in diesem Bereich sollten auf 

einer ordnungsgemäßen Folgenabschätzung basieren und auf die Vereinfachung und Ver-

deutlichung der bestehenden Bestimmungen ausgerichtet sein.

1.5 Bessere Durchsetzungsmaßnahmen sowie die Stärkung bzw. Einführung klarer und einfacher 

Prozesse zur Erlangung von Schadenersatz sollten als Priorität hervorgehoben werden.
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1.6 Der Ausschuss fordert die Kommission auf, seine Stellungnahme vom April 2006 zum 

"Rechtsrahmen für die Verbraucherpolitik"
1

 zu berücksichtigen, in der vorgeschlagen wurde, 

die Möglichkeit zu schaffen, Verbraucherschutzmaßnahmen als solche anzunehmen und nicht 

nur als Begleiterscheinung im Zuge der Vollendung des Binnenmarktes.

1.7 Bei der Harmonisierung der Verbraucherschutzvorschriften innerhalb Europas muss das Leit-

prinzip darin bestehen, das beste und höchste Verbraucherschutzniveau zu übernehmen, das 

in den Mitgliedstaaten besteht. Jedes "horizontale Instrument" sollte auf den höchsten Stan-

dards beruhen, während der Schwerpunkt der erforderlichen "vertikalen Integration" auf der 

Klärung technischer Fragen liegen sollte. Dennoch könnte ein horizontales Instrument in spe-

zifischen Bereichen, wie dem Widerrufsrecht oder der Definition des Begriffs "Verbraucher"

sowie in Bezug auf Missbrauchsklauseln, Fragen der Zustellung oder das Recht der Verbrau-

cher auf Schadenersatz, vollständig harmonisierte Bestimmungen umfassen, während anders-

wo die Mindestharmonisierung angewandt würde. Es ist zu hoffen, dass dieser Ansatz sowohl 

von der Kommission als auch von allen Mitgliedstaaten bevorzugt wird.

2. Einleitung

2.1 Die Kommission legte Anfang Februar 2007 ihr lang erwartetes "Grünbuch: Die Überprü-

fung des gemeinschaftlichen Besitzstands im Verbraucherschutz" vor. Damit wurde die 

so genannte "Diagnosephase" der Überprüfung abgeschlossen. Es werden derzeit Standpunkte 

zu Möglichkeiten eingeholt, wie die geltenden Gemeinschaftsvorschriften im Bereich des 

Verbraucherschutzes vereinfacht, modernisiert und harmonisiert werden können. Es wird die 

Auffassung vertreten, dass die Untersuchung der Stärken und Schwächen der bestehenden 

Rechtsvorschriften und entsprechende Überarbeitungen sowohl den Verbrauchern als auch 

den Unternehmen zugute kommen können. Die Kommission erachtet die Überprüfung auch 

als Gelegenheit, um für Einheitlichkeit zwischen den Mitgliedstaaten zu sorgen und - unter 

Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips - die (zum Teil bereits 20 Jahre alten) Verbrau-

cherschutzvorschriften der EU insgesamt zu verbessern, insbesondere indem untersucht wird, 

wo Regelungsunterschiede bestehen und ob diese zu Binnenmarkthindernissen für Verbrau-

cher und Unternehmen führen. Im Mittelpunkt dieser Stellungnahme steht deshalb die Frage, 

wie die dem gemeinschaftlichen Besitzstand im Verbraucherschutz zugrunde liegenden The-

men aufgefasst und dargestellt werden. Bis jetzt liegen nur Vorschläge für Änderungen vor.

2.2 Die Verbraucherausgaben machen zwar 58% des BIP der EU aus, sind aber noch weitgehend 

in 27 einzelstaatliche Märkte zergliedert. Der Binnenmarkt könnte der größte der Welt sein, 

und die Kommission möchte mit ihrer Strategie "einen schlummernden Riesen wachrütteln: 

den Einzelhandel im Binnenmarkt"
2

. Die Kommission nennt als ein Ziel ihrer derzeitigen 

Verbraucherpolitik die "Sicherstellung eines gleich hohen Verbraucherschutzniveaus für alle 

Konsumenten in der EU, unabhängig davon, wo sie ansässig sind, wohin sie reisen und wo in 

1

ABl. C 185 vom 8.8.2006.

2

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/07/320&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en.
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der EU sie ihre Einkäufe tätigen - dies als Schutz vor Risiken und Gefahren ihrer Sicherheit 

und ihrer wirtschaftlichen Interessen"
3

.

2.3 Das Ziel der Gewährleistung einer einheitlichen Umsetzung des gemeinsamen Verbraucher-

rechtsrahmens in der EU findet breite Unterstützung. Ein solcher Rahmen würde eindeutige 

und angemessene Rechte sowie einen eindeutigen und angemessenen Schutz für alle Verbrau-

cher ermöglichen, während er gleiche Wettbewerbsbedingungen für Anbieter von Waren und 

Dienstleistungen schaffen würde. Im Grünbuch über Verbraucherrechte wird ausdrücklich 

anerkannt, dass die bisherigen Schritte hin zu diesem Ziel langsam und uneinheitlich waren 

und von einer ganzen Reihe unterschiedlicher einzelstaatlicher Prioritäten und Ausnahmere-

gelungen behindert wurden. Die durchaus zu begrüßende Aufnahme neuer Mitgliedstaaten hat 

ein gemeinsames Verständnis des Verbraucherschutzes weiter erschwert. Die Überprüfung 

des gemeinschaftlichen Besitzstands im Verbraucherschutz spiegelt die Haltung der Kommis-

sion zu einem Prozess wider, der die Klarheit, Einheitlichkeit und Anwendung der bestehen-

den Richtlinien verstärken könnte. Aber viele Verbraucherorganisationen argumentieren, dass 

sie auch Fragen bezüglich der Richtung der Verbraucherpolitik als Ganzes aufwirft.

2.4 Die von dieser Überprüfung betroffenen Richtlinien decken eine breites Spektrum an Ver-

brauchervertragsrechtsthemen ab, z.B. Haustürgeschäfte, Teilzeitnutzung (Timesharing), Pau-

schalreisen, Fernabsatz, Warenverkauf und unlautere Vertragsbedingungen. Jedoch sind nicht 

alle Verbraucherschutzrichtlinien von der Überprüfung betroffen, da einige als zu neu ange-

sehen und andere von der Kommission in einem anderen Kontext behandelt werden. Es wur-

de in dem Grünbuch betont, dass die Timesharing-Richtlinie dringend überarbeitet werden 

muss, und eine entsprechend überarbeitete Richtlinie wird in Kürze erwartet. Als wichtiger 

neuer Bereich, auf den die Grundsätze des gemeinschaftlichen Besitzstands angewandt wer-

den sollten, wird das "digitale Umfeld" hervorgehoben, das die globalen Herausforderungen 

für den elektronischen Handel veranschaulicht.

2.5 Die Kommission hat die Richtlinien folgendermaßen überprüft:

• vergleichende Untersuchung ihrer Umsetzung in nationales Recht,

• Erforschung der Einstellungen von Verbrauchern und Unternehmen,

• Seminare mit Sachverständigen und Interessenträgern im Bereich Vertragsrecht aus den 

Mitgliedstaaten.

2.6 Die fest etablierte Terminologie derjenigen, die sich mit Verbraucherschutzfragen beschäfti-

gen, kann möglicherweise Verwirrung stiften, weshalb bereits an dieser Stelle einige der 

Schlüsselbegriffe erklärt werden. "Mindestharmonisierung" liegt vor, wenn durch eine Richt-

linie verschiedene Mindestanforderungen vorgegeben werden, die von den Mitgliedstaaten 

durchgesetzt werden müssen. Dabei steht es den Mitgliedstaaten offen, strengere Anforderun-

gen aufzuerlegen als die in der Richtlinie angegebenen. "Maximale" (oder "vollständige") 

Harmonisierung bedeutet, dass die Mitgliedstaaten die in der Richtlinie vorgegebenen 

3

http://ec.europa.eu/health/ph_overview/Documents/com_2005_0115_de.pdf.
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Bestimmungen anwenden müssen und nicht weiter gehen dürfen ("Harmonisierung an der 

unteren und der oberen Grenze"). Dadurch sind viele Verbraucherorganisationen zu der Auf-

fassung gelangt, dass vollständige Harmonisierung mit einem Mindestniveau an Verbraucher-

schutz gleichzusetzen ist und Mindestharmonisierung die Möglichkeit eines wesentlich höhe-

ren Schutzniveaus bietet.

2.7 Die Veröffentlichung des Grünbuchs bildet den Abschluss der von der Kommission vorge-

nommenen Sondierung im Rahmen der Überprüfung. Die Kommission hat dazu aufgefordert, 

bis zum 15. Mai 2007 Standpunkte zum Grünbuch zu übermitteln. Derzeit wertet sie die ent-

sprechenden Antworten aus, wird einen Meinungsspiegel erstellen und dann entscheiden, ob 

ein Rechtsinstrument erforderlich ist, auch wenn dies mehrere Monate in Anspruch nehmen 

wird. Jede Art von Legislativvorschlag wird mit einer Folgenabschätzung verbunden sein:

"Endergebnis dieses Vorhabens sollte idealerweise sein, den Verbrauchern in der gesamten 

EU die Botschaft vermitteln zu können, dass sie 'gleich was sie, gleich wo in der EU kaufen, 

die gleichen grundlegenden Rechte besitzen"
4

.

3. Zusammenfassung des Grünbuchs

3.1 Das Grünbuch soll einen Rahmen bilden, in dem die Standpunkte von Interessenträgern zu 

den politischen Optionen für den gemeinschaftlichen Besitzstand im Verbraucherschutz und 

einigen anderen spezifischen Themen zusammengetragen werden. Folgende Hauptthemen 

werden darin genannt:

• Neue Entwicklungen am Markt: Die meisten Richtlinien, die Teil des gemeinschaftlichen 

Besitzstands im Verbraucherschutz sind, werden "den heutigen Anforderungen der sich 

rasch weiterentwickelnden Märkte größtenteils nicht mehr gerecht". Unter den von der 

Kommission aufgeführten Beispielen finden sich Musik-Downloads und Online-Auktio-

nen sowie Software und elektronische Daten, die nicht unter die Richtlinie über den 

Verbrauchsgüterverkauf fallen.

• Rechtszersplitterung: Die derzeitigen Richtlinien ermöglichen es den Mitgliedstaaten, im 

nationalen Recht ein höheres Verbraucherschutzniveau sicherzustellen. In Bezug auf eine 

Reihe von Aspekten, wie z.B. die Länge der Widerrufsfrist eines Vertrags, ist ein Mangel

an Kohärenz zwischen den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften festzustellen.

• Mangel an Vertrauen: Die meisten Verbraucher glauben, dass die Verbraucherschutzvor-

schriften von Unternehmen in anderen Mitgliedstaaten in geringerem Maße befolgt werden.

3.2 Auf der Grundlage früherer Arbeiten schlägt die Kommission zwei positive Strategien für 

eine Überarbeitung des gemeinschaftlichen Besitzstands im Verbraucherschutz vor:

4

http://ec.europa.eu/consumers/cons_int/safe_shop/acquis/green-paper_cons_acquis_de.pdf.
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• Option I - der vertikale Ansatz: Im Rahmen dieses Ansatzes könnten die bestehenden 

Richtlinien gesondert abgeändert und im Laufe der Zeit miteinander in Einklang gebracht 

werden.

• Option II - der kombinierte Ansatz: Im Rahmen dieses Ansatzes wäre es notwendig, 

Aspekte, die allen Richtlinien gemeinsam sind, zu ermitteln und herauszufiltern und sie in 

einem "horizontalen Instrument" einheitlich zu regeln. Bestimmte "vertikale" Anpassun-

gen der einzelnen Richtlinien wären ebenfalls erforderlich.

3.3 Darüber hinaus wird eine dritte Strategie - "nichts auf legislativem Gebiet unternehmen" -

zwar kurz erwähnt, aber betont, dass dadurch die bestehenden Probleme nicht gelöst würden, 

sondern die Widersprüchlichkeiten zwischen den Mitgliedstaaten sogar verstärkt werden 

könnten.

3.4 Im Grünbuch wird zudem der mögliche Geltungsbereich eines horizontalen Instruments 

behandelt. Drei Optionen werden vorgeschlagen:

I. Ein Rahmeninstrument, das ein breites Spektrum abdecken und sowohl inländische als 

auch grenzübergreifende Geschäftsvorgänge betreffen, aber nicht die geltenden sektor-

spezifischen Regelungen ersetzen würde, sodass diese in Kraft blieben. Als Beispiele 

werden Finanzdienstleistungen und Versicherungen genannt.

II. Ein Instrument, das nur für grenzübergreifende Verträge gelten würde. Es würde für Ver-

braucher, die Waren oder Dienstleistungen außerhalb ihres Wohnlands kaufen, mehr 

Sicherheit und Vertrauen schaffen, aber möglicherweise auch zu unterschiedlichen Stan-

dards zwischen inländischem und grenzüberschreitendem Schutz führen.

III. Ein horizontales Instrument, das nur auf den - grenzüberschreitenden oder inländischen -

Fernabsatz angewandt würde. Dieses würde die Fernabsatzrichtlinie ersetzen, aber mögli-

cherweise auch aufgrund des unterschiedlichen Schutzes für Fernabsatzverträge und in An-

wesenheit der Vertragsparteien geschlossene Verträge zu einer Rechtszersplitterung führen.

3.5 Das nächste Thema des Grünbuchs dürfte für viele der entscheidende Aspekt der Überprü-

fung des gemeinschaftlichen Besitzstands im Verbraucherschutz sein: der Harmonisierungs-

grad. Gegenwärtig können die Mitgliedstaaten höhere Verbraucherschutzniveaus festlegen 

als die in den Richtlinien vorgesehenen Niveaus. Dies wird als "Mindestharmonisierung" 

bezeichnet. Schwerpunkt und Vorrang von Verbraucherschutzfragen variieren zwischen den 

Mitgliedstaaten in erheblichem Maße, wodurch Verbraucher manchmal verunsichert und 

Unternehmen von der internationalen Vermarktung ihrer Produkte abgehalten werden. Es 

werden zwei Optionen zur Prüfung vorgeschlagen:

1. überarbeitete und vollständig harmonisierte Rechtsvorschriften, wobei bei Fragen, bei 

denen keine vollständige Harmonisierung möglich wäre, "für bestimmte Aspekte [...], die 

zwar von dem vorgeschlagenen Rechtssetzungsakt erfasst, aber nicht vollständig harmo-

nisiert wären" eine Klausel zur gegenseitigen Anerkennung angewandt würde;
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2. überarbeitete Rechtsvorschriften auf der Grundlage einer Mindestharmonisierung in 

Kombination mit einer Klausel zur gegenseitigen Anerkennung oder dem Herkunfts-

landsprinzip
5

.

3.6 Anhang I - Konsultation

Im größten Teil des Grünbuchs wird das kleinschrittige und stark strukturierte Konsultations-

verfahren beschrieben, bei dem die Teilnehmer aufgefordert werden, ihre Ansichten zu einem 

breiten Themenspektrum zu äußern, z.B. zu allgemeinen politischen Fragen, Definitionsfragen, 

Vertragsrechtsfragen, Grundsatzfragen und auch Fragen des Geltungsbereichs und der Ausge-

staltung. Die Konsultation beginnt mit den drei weiter oben dargelegten "politischen" Themen:

• dem Ansatz für eine allgemeine gesetzliche Regelung;

• dem Geltungsbereich eines horizontalen Instruments;

• dem Grad der Harmonisierung.

Die Kommission stellt zu jedem Punkt eine Schlüsselfrage und gibt drei oder vier mögliche 

Antworten vor. Dann folgen 27 spezifische Fragen zu den betreffenden Richtlinien. Auch hier 

besteht die Struktur wieder darin, kurz in das Thema einzuführen, die Hauptfrage zu stellen -

z.B. "Inwieweit sollten bei missbräuchlichen Vertragsklauseln auch im Einzelnen ausgehan-

delte Klauseln einbezogen sein?" oder "Sollte die Länge der Bedenkzeiten im gesamten 

gemeinschaftlichen Verbraucherrecht harmonisiert werden?" - und drei oder vier Optionen 

für eine Antwort anzubieten.

4. Allgemeine Bemerkungen

4.1 Seit vielen Jahren unterstützt der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss durch seine 

Arbeit und seine Stellungnahmen das primäre Ziel der EU-Verbraucherpolitik: ein hohes, 

einheitliches und kohärentes Schutzniveau für alle. Der Ausschuss unterstützt auch das sekun-

däre Ziel, die Verbraucher in die Lage zu versetzen, sich zu informieren und ihre Entschei-

dungen in einem Markt ohne Grenzen in Kenntnis der Sachlage zu treffen. Der Aufbau des 

Grünbuchs führt zwangsläufig die Schwierigkeiten bei der vollkommenen Verwirklichung 

dieser beiden Ziele vor Augen.

4.2 Es ist schon jetzt klar, dass die Beibehaltung des gemeinschaftlichen Besitzstands im Ver-

braucherschutz in seiner derzeitigen Form keine langfristige Option sein sollte. Abweichun-

gen im Recht zwischen den Mitgliedstaaten, Widersprüche in der Definition, erhebliche Un-

terschiede in der Anwendung und Durchsetzung der Verbraucherschutzbestimmungen sowie 

5

Gegenseitige Anerkennung würde bedeuten, dass die Mitgliedstaaten weiterhin die Möglichkeit hätten, strengere Verbraucher-

schutzbestimmungen in nationales Recht einzuführen, ihre strengeren Anforderungen jedoch nicht in anderen Mitgliedstaaten

ansässigen Unternehmen so auferlegen könnten, dass es zu ungerechtfertigten Beschränkungen des freien Waren- oder Dienst-

leistungsverkehrs käme. Die Anwendung des Herkunftslandsprinzips würde bedeuten, dass ein Mitgliedstaat weiterhin die Mög-

lichkeit hätte, strengere Verbraucherschutzbestimmungen in nationales Recht einzuführen, in anderen Mitgliedstaaten ansässige 

Unternehmen jedoch nur die in ihrem Herkunftsland geltenden Bestimmungen einhalten müssten.
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mangelnde Klarheit bei Beschwerde- und Abhilfeverfahren - oder allein schon ihr Vorkom-

men - tragen in gewisser Weise zur Schaffung von Hemmnissen für den Binnenmarkt bei.

4.3 Augenscheinlich hält die Kommission die Überprüfung für eine Gelegenheit, um einige bis-

her als grundlegend erachtete Aspekte der Verbraucherpolitik zu untersuchen und festzustel-

len, ob sie mit einem dynamischen Binnenmarkt - insbesondere einem, der im Rahmen der 

Globalisierung wettbewerbsfähig ist - vereinbar sind. In dieser Hinsicht gibt es Übereinstim-

mungen mit anderen Überprüfungen, die infolge der Umsetzung der Lissabon-Agenda einge-

leitet wurden. Ein hohes und einheitliches Verbraucherschutzniveau wird von einigen als 

fester Bestandteil des europäischen Sozialmodells aufgefasst und eine Schwerpunktverlage-

rung mit dem Ziel, die "EU-Verbraucherpolitik […] [neu zu definieren], damit diese mög-

lichst effektiv zur Verwirklichung zweier zentraler Zielsetzungen der EU beitragen kann, 

nämlich zur Schaffung von Wirtschaftswachstum und Arbeitsplätzen sowie dazu, die EU ihren 

Bürgern wieder näher zu bringen"
6

, könnte als eine Infragestellung dieser Auffassung inter-

pretiert werden.

4.4 Auch wenn die Aufgabe schwierig sein wird, begrüßt der EWSA die Überprüfung des

gemeinschaftlichen Besitzstands im Verbraucherschutz und unterstützt die Kommission in 

ihren Zielen, Binnenmarkthemmnisse zu beseitigen und gleichzeitig ein hohes Verbraucher-

schutzniveau aufrechtzuerhalten. Dabei darf sie sich aber seines Erachtens nicht auf die acht 

derzeit überprüften Richtlinien beschränken, sondern muss sich mindestens mit den 22 Richt-

linien, die auf der im Mai 2003 von ihr selbst erstellten Liste stehen, befassen.

4.5 Der EWSA möchte an dieser Debatte aktiv teilnehmen, um den Binnenmarkt zugunsten aller 

Interessenträger - Verbraucher, Fachkräfte, Unternehmen und Bürger - zu stärken.

5. Besondere Bemerkungen

5.1 Im Grünbuch werden komplexe politische, Grundsatz- und Rechtsfragen aufgeworfen. Die 

Mitgliedstaaten haben jeweils selbst einen Rechtskorpus zum Verbraucherschutz entwickelt, 

dessen wesentliche Prinzipien zwar oft identisch sind, dessen Einzelheiten und Anwendung 

jedoch voneinander abweichen. Die systematische und breit angelegte Konsultation im An-

hang des Dokuments spiegelt diese Komplexität wider. In diesem detaillierten Rahmen wer-

den die Antworten von mehreren hundert Interessenträgerorganisationen erbeten, die ihren 

Standpunkt mitteilen möchten. Der EWSA hingegen beschränkt seine Bemerkungen in dieser 

Stellungnahme auf die zugrunde liegenden politischen Kernfragen, weil er davon ausgeht, 

dass er sich zu jeder einzelnen der zur Überprüfung anstehenden Richtlinien zu äußern haben 

wird, wie es bereits bei der Richtlinie über den Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im 

Fernabsatz der Fall war, zu der er eine Stellungnahme abgegeben hat (Stellungnahme INT/334 

zu der Mitteilung der Kommission KOM(2006) 514 endg.; Befassung vom 21.9.2006).

6

Meglena Kuneva, für Verbraucherschutz zuständiges Kommissionsmitglied. 

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/07/256&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en.
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5.2 Höchste Priorität sollte der Beseitigung der Defizite in den bestehenden Richtlinien und ihrer 

Abstimmung aufeinander eingeräumt werden.

5.3 "Mindestharmonisierung" in Kombination mit einem positiven Ansatz der Mitgliedstaaten, 

dessen Ziel in der Annahme wesentlich höherer Verbraucherschutzniveaus besteht, wird 

wahrscheinlich für die absehbare Zukunft die Grundlage für den Hauptteil des gemeinschaft-

lichen Besitzstands im Verbraucherschutz bilden. Aus mehreren (und unterschiedlichen) sozi-

alen und wirtschaftlichen Gründen werden die Mitgliedstaaten entweder das bereits beste-

hende Verbraucherschutzniveau halten oder allmählich, im selbstbestimmten Rhythmus zu 

einem anderen Schutzniveau übergehen wollen. Dieser Standpunkt respektiert das Subsidia-

ritätsprinzip und ist wesentlich leichter mit ihm zu vereinbaren. Allerdings wird durch ihn 

auch die Auffassung anerkannt, dass verschiedene Verbrauchergruppen innerhalb der EU 

bezüglich ihres derzeitigen Schutzniveaus und ihrer Möglichkeiten, Schadenersatz zu fordern, 

benachteiligt sind und sowohl auf Ebene der EU als auch auf Ebene der Mitgliedstaaten 

gehandelt werden muss.

5.3.1 Dies bedeutet nicht, dass nicht - auf der Grundlage einer Einzelfallbewertung - in ganz 

bestimmten Bereichen, in denen das Interesse an der Vollendung des Binnenmarktes über-

wiegt, die Möglichkeit einer Höchstharmonisierung ins Auge gefasst werden könnte, voraus-

gesetzt, es wird dabei ein höheres Verbraucherschutzniveau, eventuell sogar im Wege von 

Verordnungen, gewährleistet.

5.4 Das erklärte Ziel, den Verbrauchern - bezüglich Kenntnis der Verbraucherrechte und der 

Fähigkeit, gegen Verkäufer zu klagen und Schadenersatz zu erlangen, - das Steuer in die 

Hand zu geben, sollte nicht als Alternative für einen eindeutigen und proaktiv verstärkten 

Schutz durch eine Kombination aus Rechtsvorschriften der EU und der Mitgliedstaaten gese-

hen werden. Information ist etwas ganz anderes als Schutz. In der Tat fällt das Kräftegleich-

gewicht bei den meisten Markttransaktionen zugunsten des Verkäufers aus und der Großteil 

der Verbraucherschutzvorschriften dient der Wahrung der Rechte des Käufers.

Brüssel, den 12. Juli 2007
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